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Nr. 81 

Aufruf zur Katholikentagskollekte 1982 

„Kehrt um und glaubt — erneuert 
die Welt!“ 

Das ist das Leitwort des 87. Deutschen Ka¬ 

tholikentages, der vom 1. bis 5. September 

1982 in Düsseldorf stattfindet. Sie alle sind 

herzlich eingeladen. 

Jesu Ruf zur Umkehr und seine Einladung 

zum Glauben gelten jedem von uns. Er will 

uns erneuern, damit wir die Welt um uns 

herum erneuern können. Wir sollen denen 

Hoffnung geben, die nicht auf das Morgen zu 

hoffen wagen. 

Der Katholikentag wird ein Zeichen le¬ 

bendiger Kirche werden, wenn Jung und Alt 

sich zu Gebet, Begegnung und Feier zusam¬ 

men finden. Bringen Sie Ihren Glauben mit 

ein und helfen Sie mit bei der Sudie nach 

christlichen Antworten auf die Fragen unse¬ 

rer Zeit. 

wort des 87. Deutschen Katholikentages 

nicht nur im kirchlichen Raum gehört wird, 

sondern daß auch andere den Ruf Jesu ver¬ 

nehmen: „Kehrt um und glaubt — erneuert 

die Welt!“ 

Freiburg, 1. März 1982 

Für das Erzbistum Freiburg 

Erzbischof 

Vorstehender Aufruf ist in geeigneter Weise bekannt¬ 

zugeben. 

Die Katholikentagskollekte ist am Sonntag, dem 11. 

Juli 1982 in allen Gottesdiensten abzuhalten. Der Ertrag 

ist alsbald mit dem Vermerk „Katholikentagskollekte 

1982“ an die Erzb. Kollektur Freiburg, PSK Karlsruhe 

2379-755, zu überweisen. 

Nr. 82 

Wir bitten Sie, diesen Katholikentag durch 

Ihr Gebet mitzutragen; wir bitten Sie aber 

auch um einen finanziellen Beitrag; denn 

Vorbereitung und Durchführung eines Ka¬ 

tholikentages, der in die Welt hinein spre¬ 

chen und Tausende ansprechen soll, verlangt 

erhebliche finanzielle Anstrengungen. Ihre 

Gabe wird mit dazu beitragen, daß das Leit- 

Kollekte für den Heiligen Vater 
(Peterspfennig) am Sonntag, 
dem 4. Juli 1982 

„Die heutige Kollekte wird dem Heiligen 

Vater zur Verfügung gestellt. Sdion immer 

haben die Christen der ganzen Welt mit ih¬ 

ren Spenden dem Papst geholfen, die Kirche 
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zu leiten und Hirte für alle Gemeinden dieser 

Erde zu sein. 

Die Leitung der Weltkirche und die Mis¬ 

sionsarbeit in den verschiedenen Kontinen¬ 

ten kostet Geld. Wir alle wissen um die Fi¬ 

nanznöte des Vatikans. 

3. Am Fest der hl. Teresa, (15. Oktober), wenn sie ein 

Bild der Heiligen fromm verehren. 

Darüberhinaus können die Bischöfe am Fest der hl. Te¬ 

resa einmal den Apostolischen Segen verbunden mit einem 

vollkommenen Ablaß spenden. 

Mit unserer Gabe wollen wir den Heiligen 

Vater unterstützen. Dies ist zugleich ein 

sichtbarer Beweis, daß wir in Gemeinschaft 

mit dem Papst und der ganzen Kirche leben. 

Alle Gläubigen bitte ich herzlich um eine 

großzügige Spende. 

Freiburg, den 28. April 1982 

Erzbisdiof 

Nr. 84 Ord. 14. 5. 82 

Triennalexamen 1982 

Das Trinnalexamen findet in folgender Form statt: 

I. 

Es beginnt mit einem Gruppenprüfungsgespräch (ca. 

6 Teilnehmer). Dauer des Gesprächs pro Gruppe 50 Minu¬ 

ten. Das Gruppenprüfungsgespräch behandelt in diesem 

Jahr das Thema 

„Priestersein — 

zur Theologie und Spiritualität des priesterlidien 

Amtes“ 

Vorstehender Aufruf ist in geeigneter Weise bekanntzu¬ 

geben. 

Nr. 83 Ord. 10. 5. 82 

Gewährung eines vollkommenen Ablasses anläßlich 
der Feiern zum 400. Todestag der hl. Teresa 
von Jesus 

Auf Bitte des Generaloberen des Ordens der Unbeschuh¬ 

ten Brüder U. L. F. vom Berge Karmel hat die Hl. Poeni- 

tentiarie durch Reskript vom 23. Februar 1982 (Prot.N. 

15/82) folgende Ablässe für das Jahr 1982 gewährt: 

Einen vollkommenen Ablaß zu den üblichen Bedingun¬ 

gen (Beichte, Kommunion, Gebet für den Hl. Vater) kön¬ 

nen Gläubige gewinnen 

1. Einmal, wenn sie an einer liturgischen Feier oder An¬ 

dachtsübung zu Ehren der hl. Teresa von Jesus teilneh¬ 
men; 

2. Einmal, wenn sie beim Besuch einer Kirche oder Kapel¬ 

le, die Brüder oder Schwestern des Ordens U.L. Frau 

vom Berge Karmel gehört, das Vaterunser und das Cre¬ 

do beten; 

nach dem gleichnamigen Buch von Gisbert Greshake, Her¬ 

derverlag Freiburg 1982. 

n. 

Zur Vertiefung der Thematik und zur Erarbeitung wei¬ 

terer Themen finden Arbeitskreise statt. 

Nach den Prüfungsgesprächen wird in Referaten die 

Thematik 

Das Geistliche Amt in der Kirche — unter besonderer 

Berücksichtigung der ökumenischen Gespräche 

behandelt. Zudem ist ein Besinnungstag vorgesehen. 

in. 

Zum Triennalexamen ist eine im Laufe des Jahres ge¬ 

haltene Predigt schriftlich vorzulegen. Ebenso ist die Kura- 

Urkunde mitzubringen. Zur Teilnahme sind verpflichtet 

alle in den Jahren 1979, 1980 und 1981 ordinierten Prie¬ 

ster, die im Dienst der Erzdiözese stehen. Ein gleichartiges 

Exarnen der Orden wird anerkannt. 

Es ist vorgesehen, daß an den Referaten und Arbeitsge¬ 

meinschaften auch die Vikare des Weihejahrganges 1978 

teilnehmen. Eine dienstliche Verpflichtung besteht jedoch 

nicht. Sie werden dazu dienstlich beurlaubt. Erforderlich 

für die Teilnahme ist die Anmeldung beim Erzb. Ordina- 
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riat bis 10. September 1982 und die Verpflichtung zur 

Teilnahme an allen Veranstaltungen, außer dem Prüfungs¬ 

gespräch. 

IV. 

Ort und Termine der Triennalexamina: 

Priesterseminar St. Peter 

1. Montag, 18. Oktober 1982, 19.00 Uhr bis 

Donnerstag, 21. Oktober 1982, 18.00 Uhr 

2. Montag 8. November 1982, 19.00 Uhr bis 

Donnerstag, 11. November 1982, 18.00 Uhr 

Die Teilnehmer werden zu einem der beiden Termine 

einberufen. Im Interesse einer möglichst ausgewogenen 

Teilnehmerzahl müssen wir bitten, sich an unsere Eintei¬ 

lung zu halten. 

V. 

Zur Ablegung des Kuraexamens sind verpflichtet alle 

vor dem Jahre 1979 ordinierten und im Dienst der Diö¬ 

zese stehenden Priester, deren Jurisdiktion im Jahre 1982 

abläuft und die sich nicht an der allgemeinen Prüfung für 

das Pfarramt (Pfarrkonkurs) beteiligen. 

Für das Kuraexamen ist Prüfungsstoff; 

1. Apostolisches Schreiben ,Catechesi Tradendae’ Seiner 

Heiligkeit Papst Johannes Paul II. über die Katechese 

in unserer Zeit. 

2. CIO can. 870/910 (Buße) 

3. Motuproprio: Matrimonia Mixta 

4. Die neue Ordnung der Buße und Krankensalbung 

Anmeldung bis 10. September 1982 beim Erzbischöfli¬ 

chen Ordinariat, Abtl. IV., Herrenstraße 35. 

Nr. 85 Ord. 7. 5. 82 

Pax-V er siciierungsdienst 

Der Pax-Versicherungsdienst GmbH der Pax-Vereini- 

gung kath. Kleriker e. V. in Köln bietet zwei neue Versi¬ 

cherungsmöglichkeiten an, die sicher in manchen Pfarreien 

auf Interesse stoßen werden. 

Mit der Kasko-Versicherung für Lebensmitteltransporte 

nach Polen können Privat-Lastkraftwagen kurzfristig zu 

einer äußerst günstigen Prämie kasko-versichert werden. 

Mit der Pilgerpolice soll den Teilnehmern an Pilger¬ 

reisen ein ausreichender Versicherungsschutz (Haftpflicht, 

Unfall, Reisegepäck) Prämie 15,— DM, Ergänzung DM 

3,50 (Krankennottransport) zu günstigen Preisen ange¬ 

boren werden. Anfragen sind zu richten an Pax-Versiche¬ 

rungsdienst GmbH Steinfelder Gasse 15, 5000 Köln 1, 

Telefon 0221/124904 oder 135577. 

Nr. 86 

Verordnung zur Änderung der Verordnung über 

die Gewährung von Krankheitsbeihilfen 

Zur Änderung der Verordnung über die Gewährung 

von Krankheitsbeihilfen vom 17. 3. 1981, Amtsblatt der 

Erzdiözese Freiburg S. 95, wird, nachdem die Bistums- 

KODA gemäß § 10 Abs. 1 Bistums-KODA-Ordnung ei¬ 

nen übereinstimmenden Beschluß gefaßt, folgendes ver¬ 

ordnet: 

Artikel 1 

1. § 2 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die Gewährung der Beihilfen gilt die Ver¬ 
ordnung des Finanzministeriums Baden-Württem¬ 

berg über die Gewährung von Beihilfen in Krank- 
heits-, Geburts- und Todesfällen (Beihilfenverord¬ 

nung -BV-) in der Fassung vom 16. Februar 1982 

entsprechend, soweit sie durch Veröffentlichung 

im Amtsblatt der Erzdiözese Freiburg für an¬ 

wendbar erklärt wird. Die Beihilfenverordnung 

— ausgenommen § 9 Abs. 3 — wird nachstehend 

veröffentlicht. 

(2) Bei Lebendgeburten in Geburtsfällen nach § 2 

Abs. 1 Nr. 2 der Beihilfenverordnung wird an 

Stelle der Beihilfe zur Säuglings- und Kleinkin¬ 

derausstattung gemäß § 9 Abs. 3 der Beihilfen¬ 

verordnung eine Geburtsbeihilfe gezahlt. Diese 

beträgt DM 400,—; bei Mehrlingsgeburten wird 

dieser Betrag mehrfach gezahlt. Die Annahme als 

Kind steht der Lebendgeburt gleich, wenn das 

Kind am Tag der Annahme das 2. Lebensjahr 

noch nicht vollendet hat.“ 

2. Nach'§ 5 wird folgender § 5a eingefügt: 

„Die Beihilfe wird für jedes Kalenderjahr, in dem 

mindestens ein Beihilfeantrag oder Antrag auf Ab¬ 

schlagszahlung bei der Festsetzungsstelle eingeht, um 

den folgenden Abzugsbetrag gekürzt: 

1. Bei Beihilfeberechtigten nach § 1 Abs. 1 Nr. 1, 2 

und 4 der Beihilfenverordnung mit Bezügen nach 

a) Besoldungsgruppen 

A 9 bis A 12 und den Vergütungsgruppen V b — 

III BAT um 100,— DM, 
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b) Besoldungsgruppen 

A 13 — A 16 sowie Vergütungsgruppen II a — 

I BAT um 160,— DM, 

c) Besoldungsgruppen 

B 2 bis B 11 sowie entsprechender übertariflicher 

Vergütungen um 220,— DM; 

2. bei Beihilfeberechtigten nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 und 

Absatz 2 Satz 1 der Beihilfenverordnung, wenn den 

Bezügen ein Grundgehalt 

a) nach den in Nummer 1 Buchst, b genannten Be¬ 

soldungsgruppen zugrunde liegt, 

um 100,— DM, 

b) nach den in Nummer 1 Buchst, c genannten Be¬ 

soldungsgruppen zugrunde liegt, 

um 160,— DM. 

Die Kürzung entfällt für ein Kalenderjahr insoweit, 

als die einem verstorbenen Beihilfeberechtigten vor 

seinem Tode gewährte Beihilfe bereits um einen Ab¬ 

zugsbetrag für dasselbe Kalenderjahr gekürzt wur¬ 

de, bei der Gewährung von Beihilfen an seine Hin¬ 

terbliebenen. 

düngen in dem bisherigen Umfang zu bestreiten. Der 

erhöhte Bemessungsatz darf 85 vom Hundert nicht 

übersteigen; die Beihilfe darf nur insoweit gewährt 

werden, als sie zusammen mit Erstattungen von ande¬ 

rer Seite 100 vom Hundert der in Satz 1 bezeichneten 

beihilfefähigen Aufwendungen nicht übersteigt. Nach 

dem 1. Dezember 1981 veranlagte Minderungen des 

Versicherungsschutzes sowie Minderungen des Beihil¬ 

fenbemessungssatzes aus anderen Gründen als wegen 

Wegfalls des Sationärszuschlags sind nicht zu berück¬ 

sichtigen.“ 

Artikel 2 

(1) Diese Verordnung tritt zum 1. Mai 1982 in Kraft. 

(2) Auf vor dem 1. Mai 1982 entstandene Aufwendungen 

sind die vor dem Inkrafttreten geltenden Vorschriften 

anzuwenden; Artikel 1, Nr. 2 gilt für Beihilfeanträge, 

die nach Inkrafttreten bei der Festsetzungsstelle ein- 

gehen und nicht ausschließlich vor dem 1. Mai 1982 

entstandene Aufwendungen enthalten. 

Freiburg, den 4. Mai 1982 

Maßgebend ist die Besoldungsgruppe, die den Bezü¬ 

gen am Tag des Eingangs des Beihilfeantrags zugrunde 

zu legen ist. Für Anwärter und Dienstanfänger richtet 

sich die Höhe des Abzugsbetrags nach der Besoldungs¬ 

gruppe des späteren Eingangsamts ihrer Laufbahn. Tre¬ 

ten bei der maßgebenden Besoldungsgruppe Änderun¬ 

gen ein und sind diese bei einer Beihilfefestsetzung noch 

nicht berücksichtigt worden, ist ein etwaiger Unter¬ 

schiedsbetrag zum zutreffenden Abzugsbetrag bei der 

nächsten Gewährung von Beihilfen an den Beihilfebe¬ 

rechtigten zu berücksichtigen.“ 

Erzbischof 

Verordung des Finanzministeriums über die 
Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, Geburts¬ 
und Todesfällen (Beihilfenverordnung — BVO —) 

Vom 24. August 1970 in der Fassung 

3. Nach § 5a wird folgender § 5b eingefügt: 

„Der Bemessungssatz erhöht sich für die bei Inkraft¬ 

treten dieser Verordnung vorhandenen berückchisti- 

gungsfähigen Personen für Aufwendungen, für die die 

Versicherung nachweislich die Erhöhung des Versiche¬ 

rungsschutzes zum Ausgleich des Wegfalls des bisheri¬ 

gen erhöhten Bemessungssatzes nach § 12 Abs. 6 BVO 

(Stationärszuschlag) abgelehnt hat, nur zu insgesamt 

unzumutbaren Bedingungen vorzunehmen bereit war 

oder eine Wartefrist noch nicht abgelaufen ist und für 

Aufwendungen nach § 5; Aufwendungen in diesem Sin¬ 

ne sind diejenigen, die nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 (ausgenom¬ 

men Buchst, c und d) — gegebenenfalls in Verbindung 

mit § 4 Abs. 1 Nr. 11 oder § 9 — oder nach § 5 bei¬ 

hilfefähig sind. Die Erhöhung des Bemessungssatzes be¬ 

trägt bis zu 15 vom Hundert, soweit die Beihilfe in¬ 

folge Wegfalls des Stationärszuschlags zusammen mit 

Erstattungen von anderer Seite nicht mehr ausreicht, 

die vorstehend bezeichneten beihilfefähigen Aufwen¬ 

der Bekanntmachung vom 27. Oktober 1972 (GBl. S. 604), 

der Verordnung vom 10. Oktober 1974 (GBl. S. 435), 

der Verordnung vom 11. Juli 1975 (GBl. S. 575), 

der Verordnung vom 15. Dezember 1975 (GBl. S. 886), 

der Verordnung vom 14. März 1979 (GBl. S. 100), 

der Verordnung vom 30. November 1979 (GBl. S. 551) 

und der Verordnung vom 16. Februar 1982 (GBl. S. 52) 

Auf Grund des § 92 Abs. 1 des Landesbeamtengesetzes 

(LBG) vom 1. August 1962 (GBl. S. 89) in der Fassung 

vom 9. Juli 1968 (GBl. S. 259)* wird im Einvernehmen 

mit dem Innenministerium verordnet: 

§ 1 

Beihilfeberechtigte Personen 

(1) In Krankheits-, Geburts- und Todesfällen sowie für 

Maßnahmen zur Früherkennung von Krankheiten und für 

Schutzimpfungen werden Beihilfen gewährt: 
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1. Beamten und Richtern mit Ausnahme der Ehrenbeam¬ 

ten und der ehrenamtlichen Riditer, 

2. Ruhestandsbeamten und Richtern im Ruhestand, ent- 

p(lichteten Hochschullehrern sowie früheren Beamten 

und Richtern, die wegen Dienstunfähigkeit oder Errei- 

chens der Altersgrenze entlassen worden sind, 

3. Witwen, Witwern und Kindern der unter Nummer 1 

und 2 bezeichneten Personen, 

4. Dienstanfängern (§ 21 LBG), 

solange sie Dienstbezüge, Anwärterbezüge, Unterhatlsbei- 

hilfe, Ruhegehalt, Entpfliditetenbezüge, Witwengeld, Wit¬ 

wergeld, Waisengeld oder Unterhatlsbeitrag erhalten oder 

nur deshalb nicht erhalten, weil die Bezüge wegen An¬ 

wendung von Rühens- oder Anrechnungsvorschriften (zum 

Beispiel § 22 Abs. 1, §§ 53 und 54 BeamtVG) nicht ge¬ 

zahlt werden. 

(2) Beim Tode eines Beihilfeberechtigten erhalten der 

hinterbliebene Ehegatte oder die Kinder des verstorbenen 

Beihilfeberechtigten Beihilfen zu den beihilfefähigen Auf¬ 

wendungen, die bis zum Tod und aus Anlaß seines Todes 

entstanden sind. Sind Hinterbliebene nach Satz 1 nicht 

vorhanden, so können Beihilfen zu den in Satz 1 bezeich¬ 

neten Aufwendungen auch an andere natürliche oder juri¬ 

stische Personen gewährt werden, die diese Aufwendungen 

für den Beihilfeberechtigten bezahlt haben, soweit sie durch 

diese Aufwendungen belastet sind. Empfangsberechtigt ist 

derjenige, der die Originalbelege vorlegt. 

(3) Versorgungsempfänger mit mehreren Ansprüchen 

auf Versorgungsbezüge erhalten Beihilfen nur von der 

Stelle, die für die Gewährung von Beihilfen zu den neuen 

Versorgungsbezügen zuständig ist. 

(4) Beihilfen werden nicht gewährt: 

1. Beamten und Richtern, 

a) wenn das Dienstverhältnis auf weniger als ein Jahr 

befristet ist, es sei denn, daß sie insgesamt minde¬ 

stens ein Jahr ununterbrochen im öffentlichen Dienst 

beschäftigt oder Beamte auf Widerruf im Vorberei¬ 

tungsdienst sind, 

b) wenn ihre regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit 

durchschnittlich weniger als die Hälfte der regelmä¬ 

ßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines Vollbeschäftig¬ 

ten beträgt; 

* jetzt § 101 Abs. 1 des Landesbeamtengesetzes in der Fas¬ 

sung vom 8. August 1979 (GBl. S. 398). 

2. Versorgungsempfängern (Absatz 1 Nr. 2 und 3) 

a) für die Dauer einer Beschäftigung, die zum Bezug 

von Beihilfen wie im öffentlichen Dienst berechtigt, 

b) wenn vor Beendigung der aktiven Dienstzeit wegen 

Nummer 1 keine Beihilfeberechtigung bestand; 

3. Waisen, wenn eine andere Person Anspruch auf Beihil¬ 

fen für die Waise hat; 

4. Personen, denen Leistungen nach § 27 des Gesetzes über 

die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Deutschen 

Bundestages oder entsprechenden Vorschriften vorran¬ 

gig zustehen. 

(5) Den zu einem Dienstherrn im Geltungsbereich dieser 

Verordnung abgeordneten Beamten und Richtern werden 

Beihilfen nach diesen Vorschriften gewährt; Vereinbarun¬ 

gen der beteiligten Dienstherren über einen Ausgleich der 

gewährten Leistungen bleiben unberührt. 

§ 2 

Beihilfefälle 

(1) Beihilfefähig sind Aufwendungen, die erwachsen 

1. in Krankheitsfällen, für Maßnahmen zur Früherken¬ 

nung von Krankheiten und für Schutzimpfungen 

a) für den Beihilfeberechtigten selbst, 

b) für den nicht selbst beihilfeberechtigten Ehegatten 

des Beihilfeberechtigten, 

c) für die nach Absatz 2 zu berücksichtigenden Kinder; 

2. in Geburtsfällen 

a) einer Beihilfeberechtigten, 

b) der nicht selbst beihilfeberechtigten Ehefrau des Bei¬ 

hilfeberechtigten, 

c) anläßlich der Geburt eines nichtehelichen Kindes ei¬ 

nes männlichen Beihilfeberechtigten, wenn die Vor¬ 

aussetzungen des Absatzes 2 erfüllt sind, 

d) einer nach Absatz 2 zu berücksichtigenden Tochter; 

3. im Todesfälle 

a) eines Beihilfeberechtigten, 

b) seines nicht selbst beihilfeberechtigt gewesenen Ehe¬ 

gatten, 

c) eines nach Absatz 2 zu berücksichtigenden Kindes; 

bei Totgeburten, wenn im Falle der Lebendgeburt 

das Kind nach Absatz 2 berücksichtigt würde. 

(2) Beihilfen zu Aufwendungen nach Absatz 1 Nr. 1 

Buchst, c), Nr. 2 Buchst, d) und Nr. 3 Buchst, c) werden 



nur für nicht selbst beihilfebereditigte, nach dem Bundes¬ 

besoldungsgesetz im Ortszuschlag berüdtsichtigungsfähige 

Kinder des Beihilfeberechtigten gewährt. Nicht berücksich¬ 

tigt werden Aufwendungen für 

1. Enkel, die der Beihilfeberechtigte nicht in seinen Haus¬ 

halt aufgenommen hat oder für deren Unterhalt vor¬ 

rangig eine andere Person gesetzlich verpflichtet ist; 

2. Kinder, bei denen nadi Vollendung des 27. Lebensjah- 

.res wegen körperlicher, geistiger oder seelischer Behin¬ 

derung Erwerbungsunfähigkeit eingetreten ist; wenn 

diese schon vorher besteht, werden die Aufwendungen 

für Kinder, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, 

nur in den Fällen dauernder Erwerbsunfähigkeit be¬ 

rücksichtigt; 

3. Geschwister. 

Würde mehreren Beihilfeberechtigten zu denselben Auf¬ 

wendungen Beihilfen zustehen, so wird eine Beihilfe nur 

dem Beihilfeberechtigten gewährt, der die Originalbelege 

über die Aufwendungen zuerst vorlegt. 

(3) Selbst beihilfeberechtigt sind Personen, die zum Per¬ 

sonenkreis des § 1 Abs. 1 gehören und nicht nach § 1 Abs. 

4 ausgenommen sind sowie Personen, denen auf Grund 

öffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher Rechtsbezie¬ 
hungen eine Beihilfeberechtigung in Krankheits-, Geburts¬ 

und Todesfällen nach diesen oder ähnlichen Regelungen 

(zum Beispiel nach § 19 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über die 

Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Landtags) zusteht. 

(4) Aufwendungen für Ehegatten und Kinder beihilfe¬ 

berechtigter Waisen sind nicht beihilfefähig. 

§ 3 

Beihilfefähigen Aufwendungen 

(1) Beihilfefähig sind die notwendigen Aufwendungen 

in angemessenem Umfang. Über die Notwendigkeit und 

Angemessenheit entscheidet die Festsetzungsstelle. Im 

Zweifel kann die Festsetzungsstelle ein Gutachten eines 

Amts- oder Vertrauensarztes (rzahnarztes) einholen. 

(2) Sachleistungen (ärztliche Versorgung, Krankenhaus¬ 

behandlung, Heilmittel usw.) einer gesetzlichen Kranken¬ 

kasse, Ersatzkasse oder Rentenversicherung und Kostenan¬ 

teile nach §§ 182a, 182e, 194 Abs. 1 der Reichsversiche¬ 

rungsordnung sind nicht beihilfefähig. Als Sachleistung gilt 

auch eine Geldleistung, wenn sie die entstandenen Aufwen¬ 

dungen — gegebenenfalls unter Abzug des Mengenrabatts 

der Krankenkasse, der Kostenanteile nach §§ 182 a, 182e, 

194 Abs. 1 der Reichsversicherungsordnung und derglei¬ 

chen — deckt (Sachleistungssurrogat). 

(3) In Fällen, in denen einer Person auf Grund gesetz- 

lidier oder anderer Vorschriften Heilfürsorge, Kranken¬ 

hilfe oder Kostenerstattung zusteht, sind Aufwendungen 

im Rahmen dieser Verordnung nur insoweit beihilfefähig, 

als sie über die zustehenden Leistungen hinausgehen. Das 

gilt nicht für Leistungen einer gesetzlichen Krankenkasse, 

einer Ersatzkasse oder einer Rentenversicherung aus einem 

freiwilligen Versicherungsverhältnis. 

(3 a) Die Summe derjenigen Aufwendungen, die nach 

§ 4 Abs. 1 Nr. 2 — ggf. in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Nr. 

11 oder § 9 — berücksichtigt werden, ist um die Summe 

der Leistungen, die aus einer freiwilligen Mitgliedschaft 

bei einer gesetzlichen Krankenkasse oder einer Ersatzkasse 

hierzu gewährt werden, zu kürzen. Gleiches gilt bei Auf¬ 

wendungen für als beihilfefähig anerkannte Sanatoriums¬ 

aufenthalte mit Ausnahme von § 6 Abs. 2 Nr. 5 sowie bei 

Aufwendungen für zahnärztliche und damit im Zusam¬ 

menhang stehende Leistungen. Absätze 2 und 3 finden in¬ 

soweit keine Anwendung. 

(4) Werden Leistungen ,die auf Grund von § 10 Abs. 2 

und 4 der Bundesversorgungsgesetzes oder auf Grund von 

§ 165 Abs. 1 Nr. 3 der Reichsversicherungsordnung zuste¬ 

hen, nicht in Anspruch genommen, sind die Aufwendun¬ 

gen im Rahmen dieser Vorschriften in vollem Umfang 

beihilfefähig. Entsprechendes gilt für Beihilfeberechtigte, 

die von der Pflichtversicherung ihres Ehegatten in einer 

gesetzlichen Krankenkasse, einer Ersatzkasse oder einer 

Rentenversicherung erfaßt werden, und für berücksichti¬ 

gungsfähige Kinder eines Beihilfeberechtigten, dessen Ehe¬ 

gatte in einer gesetzlichen Krankenkasse, einer Ersatzkasse 

oder einer Rentenversicherung pflichtversichert ist. 

(5) Aufwendungen sind insoweit nicht beihilfefähig, als 

Schadenersatz von einem Dritten erlangt werden kann 

oder die Ansprüche auf einen anderen übergegangen oder 

übertragen worden sind. Dies gilt auch für Schadensersatz¬ 

ansprüche, die erloschen oder im Vergleichsweg abgefun¬ 

den worden sind. 

(6) Nicht beihilfefähig sind Aufwendungen, die zu ei¬ 

nem Zeitpunkt entstanden sind, 

1. in dem der Beihilfeberechtigte noch nicht oder nicht 

mehr bei seinem Dienstherrn oder Träger der Versor¬ 

gungslast beihilfeberechtigt war oder ohne Genehmi¬ 

gung schuldhaft dem Dienst ferngeblieben war, 

2. in dem die betreffende Person nicht nach § 2 berück¬ 
sichtigungsfähig war. 

Die Aufwendungen gelten in dem Zeitpunkt als ent¬ 

standen, in dem die sie verursachenden Umstände einge¬ 

treten sind, z. B. der Zeitpunkt der Behandlung durch den 
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Arzt, des Einkaufs von Arzneien, der Lieferung eines 

Hilfsmittels. 

(7) Nicht beihilfefähig sind Aufwendungen eines Ver¬ 

sorgungsempfängers (§ 1 Abs. 1 Nr. 2 und 3), der außer¬ 

halb des öffentlichen Dienstes beruflich tätig ist, und des 

berufstätigen Ehegatten eines Beihilfeberechtigten (§ 2 

Abs. 1 Nr. 1 Buchst, b), wenn der Krankheitsfall über¬ 

wiegend in einem ursächlichen Zusammenhang mit der 

Berufstätigkeit steht. 

(8) Nicht beihilfefähig sind Aufwendungen für die per¬ 

sönliche Tätigkeit eines nahen Angehörigen, soweit nicht 

nach dieser Verordnung Ausnahmen ausdrüdclich zugelas¬ 

sen sind. Nahe Angehörige sind der Ehegatte, Kinder, 

Eltern, Großeltern, Enkel, Schwiegersöhne, SchwiegertöA- 

ter, Schwäger, Schwägerinnen, Schwiegereltern und Ge¬ 

schwister des Behandelten. Unkosten, die dem Angehöri¬ 

gen nur im Einzelfall entstehen und deren Geldwert nadi- 

gewiesen ist, sind im Rahmen dieser Verordnung beihilfe¬ 

fähig. 

§ 4 

Beihilfefähige Aufwendungen in Krankheitsfällen 

(1) Die beihilfefähigen Aufwendungen umfassen die 

Kosten für 

1. ärztliche Untersuchung, Beratung und Verrichtung so¬ 

wie Begutachtung bei Durchführung dieser Verordnung 

durch einen Arzt, Zahnarzt oder eine andere Person, 

die nach dem Heilpraktikergesetz vom 17. Februar 

1939 (RGBl. I S. 251) zur Ausübung der Heilkunde 

oder nach dem Gesetz vom 31. März 1952 (BGBl. I S. 

221) zur Ausübung der Zahnheilkunde berechtigt ist; 

2. Leistungen, die bei Unterbringung in unter die Bundes¬ 

pflegesatzverordnung fallenden Krankenhäusern öf¬ 

fentlich-rechtlicher Körperschaften, Anstalten oder 

Stiftungen, caritativen, freigemeinnützigen oder priva¬ 

ten gemeinnützigen Krankenhäusern entstehen, und 

zwar im einzelnen; 

a) allgemeine Krankenhausleistungen (§§ 3 und 4 

BPflV) — bei Alleinstehenden gekürzt um 14 DM 

täglich —, 

b) Nebenleistungen (§ 5 BPflV), 

c) gesondert berechnete ärztliche Leistungen in ange¬ 

messenem Umfang (§ 6 BPflV), 

d) gesondert berechnete Unterkunft (§ 6 BPflV) bis zur 

Höhe der Kosten für ein Zweibettzimmer in ange¬ 

messenem Umfang, wenn die Unterkunft im Zwei¬ 

bettzimmer nicht bereits in den allgemeinen Kran¬ 

kenhausleistungen enthalten ist. 

e) andere Leistungen nur im Rahmen der Nrn. 1, 3 

und 6 bis 10, es sei denn, daß § 5 oder § 6 anzuwen¬ 

den ist. Bei Unterbringung in anderen Krankenhäu¬ 

sern sind die Kosten insoweit beihilfefähig, wie sie 

für vergleichbare Leistungen in vorstehend bezeich- 

neten Krankenhäusern am selben Ort oder in seiner 

Umgebung beihilfefähig wären; 

2a. Unterkunft, wenn ein anderer Ort für eine notwen¬ 

dige ambulante Behandlung, Untersuchung und derglei¬ 

chen aufgesucht werden muß, bis zum Höchstbetrag von 

20 DM täglich. Ist die Begleitung durch eine andere 

Person notwendig (z. B. bei Kindern, Schwerbehinder¬ 

ten), so sind deren Kosten für Unterkunft bis zum 
Höchstbetrag von 14 DM täglich beihilfefähig. Die 

Vorschrift findet im Falle einer Kur keine Anwendung; 

3. erste Hilfe; 

4. eine nach ärztlicher Bescheinigung notwendige Berufs¬ 

pflegekraft. Die Kosten einer vom Arzt als geeignet er¬ 

klärten Ersatzpflegekraft können unter derselben Vor¬ 

aussetzung als beihilfefähig anerkannt werden, jedoch 

höchstens bis zur Höhe der Kosten für eine Berufspfle¬ 

gekraft. Die Kosten für eine Pflege durch im Haushalt 

des Beihilfeberechtigten tätige Personen sind nicht bei¬ 

hilfefähig. Bei nahen Angehörigen, die wegen Aus¬ 

übung der Pflege eine Erwerbstätigkeit aufgeben und 

dadurch einen Ausfall an Arbeitseinkommen erleiden, 

kann eine für die Pflege gewährte Vergütung bis zur 

Höhe des Ausfalls an Arbeitseinkommen, im übrigen 

nur die Beförderungskosten in sinngemäßer Anwen¬ 

dung der Nr. 10, als beihilfsfähig berücksichtigt wer¬ 

den, höchstens jedoch die Kosten für eine Berufspflege¬ 

kraft; 

5. eine Familien- und Hauspflegekraft bis zu 12 DM je 

Stunde, wenn diese zur Weiterführung des Haushalts 

eines Beihilfeberechtigten während stationärer Unter¬ 

bringung (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 und § 5) der den Haushalt 

allein führenden berüchsichtigungsfähigen Person er¬ 

forderlich ist, weil im Haushalt mindestens ein Kind 

unter 15 Jahren oder eine pflegebedürftige berücksich¬ 

tigungsfähige Person verbleibt und eine andere im 

Haushalt lebende Person den Haushalt nicht weiter¬ 

führen kann. Dies gilt auch für die ersten sieben Tage 

nach Ende der stationären Unterbringung. Nummer 4 

Sätze 3 und 4 gelten entsprechend. Werden anstelle der 

Beschäftigung einer Familien- und Hauspflegekraft 

Kinder unter 15 Jahren oder pflegebedürftige berück¬ 

sichtigungsfähige Personen in einem Heim oder in ei¬ 

nem fremden Haushalt untergebracht, so sind die Mehr¬ 

aufwendungen für Unterkunft und Verpflegung bis zu 

den sonst notwendigen Kosten einer Familien- und 

Hauspflegekraft beihilfefähig. Die Kosten für eine Un¬ 

terbringung im Haushalt eines nahen Angehörigen (§ 3 

Abs. 8) sind, mit Ausnahme der Beförderungskosten in 
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sinngemäßer Anwendung der Nummer 10, nicht bei¬ 
hilf efähig; 

6. die bei ärztlichen Verriditungen verbrauchten und die 

auf sdiriftliche ärztlidie Verordnung beschafften Heil¬ 

mittel, Verbandmittel und dergleichen; 

7. eine vom Arzt schriftlich angeordnete Entseudiung und 

die dabei verbrauchten Stoffe; 

8. eine vom Arzt schriftlich angeordnete Heilbehandlung 

und die dabei verbrauchten Stoffe. Zur Heilbehand¬ 

lung gehören auch ärztlich verordnete Bäder, Massa¬ 

gen, Krankengymnastik, Bestrahlungen und heilpäda¬ 

gogische Behandlungen. Bei einer heilpädagogischen Be¬ 

handlung sind auch notwendige Mehraufwendungen 

für Verpflegung bis zu 8 DM, für Unterkunft und Ver¬ 

pflegung insgesamt bis zu 14 DM täglich beihilfefähig. 

Ist die Durchführung einer heilpädagogischen Behand¬ 

lung in einen Unterricht zur Erfüllung der Schulpflicht 

oder eine andere Maßnahme eingebunden, die zugleich 

in erheblichem Umfang allgemeinbildende oder berufs¬ 

bildende Zweche verfolgt, so sind die Aufwendungen 

mit Ausnahme der Kosten für zusätzliche, gesondert 

durchgeführte und berechnete Heilbehandlungen nicht 

beihilfefähig. Nummer 2 a findet keine Anwendung; 

9. Anschaffung, Reparatur und Ersatz der Hilfsmittel, der 

Geräte zur Selbstbehandlung und Selbstkontrolle sowie 

der Körperersatzstüche. Voraussetzungen und Umfang 

der Beihilfefähigkeit bestimmen sich nach dem als An¬ 

lage beigefügten Verzeichnis; 

10. die Beförderung des Erkrankten zur Behandlung, Un¬ 

tersuchung und dergleichen und zurüch und, falls er¬ 

forderlich, einer Begleitperson sowie die Gepäckbeför¬ 

derung bis zur Höhe der Kosten der niedrigsten Klasse 

regelmäßig verkehrender Beförderungsmittel unter Be¬ 

rücksichtigung möglicher Fahrpreisermäßigungen. Hö¬ 

here Beförderungskosten dürfen nur berücksichtigt wer¬ 

den, wenn sie unvermeidbar waren; wird in diesen Fäl¬ 

len ein privateigener Personenkraftwagen benutzt, so 

ist — unabhängig von der Zahl der beförderten Perso¬ 

nen und dem Umfang des Gepäcks — höchstens der in 

§ 6 Abs. 1 Nr. 2 des Landesreisekostengesetzes genannte 

Betrag je Kilometer zu berücksichtigen. Beihilfen wer¬ 

den nicht gewährt für die Benutzung regelmäßig ver¬ 

kehrender Beförderungsmittel oder privateigener Per¬ 

sonenkraftwagen bei Behandlung am Ort des Erkrank¬ 

ten oder in der nächsten Umgebung; 

11. Organspender, wenn der Empfänger zu dem in § 2 

Abs. 1 Nr. 1 bezeichneten Personenkreis gehört, im 

Rahmen der Nummern 1, 2, 2a, 6, 8 und 10, die bei den 

für die Transplantation notwendigen Maßnahmen ent¬ 

stehen. Ein nachgewiesener Ausfall an Arbeitseinkom¬ 

men kann berücksichtigt werden. Die Aufwendungen 

sind nicht beihilfefähig, soweit sie von anderer Seite 

erstattet werden oder zu erstatten sind. Sätze 1 bis 3 

gelten auch für als Organspender vorgesehene Personen, 

wenn sich herausstellt, daß sie als Organspender nicht 

in Betracht kommen. 

(2) Das Finanzministerium kann Aufwendungen für 

eine Behandlung nach einer wissenschaftlich nicht allge¬ 

mein anerkannten Methode von der Beihilfefähigkeit aus¬ 

zuschließen. 

Verzeichnis zu § 4 Abs. 1 Nr. 9 BV 

I. Die Aufwendungen für Anschaffung, Reparatur und 

Ersatz der Hilfsmittel und Geräte zur Selbstbehand¬ 

lung und Selbstkontrolle sind beihilfefähig, wenn sie 

vom Arzt schriftlich verordnet und nachstehend auf¬ 

geführt sind: 

1. Blindenführhunde einschließlich Geschirr, Hun¬ 

deleine, Halsband und Maulkorb, 

2. Blindenstöcke, Krücken, Stockstützen und Kran¬ 

kenstöcke, 

3. Blutdruckmeßgeräte, 

4. Bruchbänder, 

5. elektronische Sprechhilfen, 

6. Fußeinlagen, 

7. Gehwagen, 

8. Gipsbetten und Liegebretter (bei Erkrankung 

der Wirbelsäule), 

9. Gummistrümpfe, 

10. Handhülsen, 

11. Heimdialysegeräte, 

12. Herzschrittmacher, auch Kontrollgeräte dazu, 

13. Hilfsgeräte für Schwerstbehinderte, Ohnhänder 

u. a., 

14. Hilgenreinerschienen, 

15. Hörgeräte, 

16. Inhalationsapparate bei chronischen Erkrankun¬ 

gen der Atemwege bis zum Höchstbetrag von 

600,— DM, 

17. Injektionsspritzen und -nadeln zur Selbstinjek¬ 

tion bei Zuckerkrankheit, 

18. Katheter, 

19. Kniekappen, 

20. Knöchel- und Gelenkstützen, 

21. Kopf Schützer, 

22. Krankenfahrstühle, 

23. Krankenheber, 

24. Leibbinden, Krampfaderbinden u. ä., 

25. Liegeschalen (Extensionsliegeschalen), 
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26. orthopädisdie Maßsdiuhe, die nidit serienmäßig 

herstellbar sind, soweit die Aufwendungen 80 

DM übersteigen, 

27. Perücken bis zum Höchstbetrag von 1 000 DM, 

28. Polarimeter, 

29. Stützapparate, 

30. Spastikerhilfen (audi Übungsgeräte) bis zum 

Höchstbetrag von 1100 DM, 

31. Stumpfstrümpfe und Narbenschützer, 

32. Suspensorien, Urinfänger, 

33. Trachealkanülen, 

34. Ultraschallvernebler bei Mucoviszidose, 

35. Vibrationstrainer bei Taubheit, 

36. Wasser- und Luftkissen gegen Wundliegen, 

37. Weckgeräte für Bettnässer. 

Aufwendungen für die aufgeführten Geräte zur 

Selbstbehandlung und Selbstkontrolle sind nur bei¬ 

hilfefähig, wenn die Behandlungskosten höher als die 

Anschaffungskosten wären oder die Anschaffung aus 

besonderen Gründen geboten ist. Beihilfefähig sind 

auch die Kosten einer Unterweisung im Gebrauch des 

Hilfsmittels. 

II. Zu den Hilfsmitteln gehören nicht Gegenstände, deren 

Anschaffungskosten Aufwendungen der allgemeinen 

Lebenshaltung sind (z. B. Bandscheibenmatratzen, 

Liegestühle, Gesundheitsschuhe, Fieberthermometer, 

Heizkissen, Bestrahlungslampen). 

III. Die Aufwendungen für den Betrieb und die laufende 

Unterhaltung der Hilfsmittel und Geräte sind nicht 

beihilfefähig. 

IV. Mietgebühren für die nach Abschnitt I beihilfefähi¬ 

gen Hilfsmittel und Geräte sind beihilfefähig, sofern 

sie nicht höher als die entsprechenden Anschaffungs¬ 

kosten sind und sich dadurch eine Anschaffung er¬ 

übrigt. 

V. Die Aufwendungen für vom Arzt schriftlich verord- 

nete Sehhilfen sind beihilfefähig, für Brillengestelle 

jedoch nur bis zum Höchstbetrag von 120 DM. Wer¬ 

den Sehhilfen ohne ärztliche Verordnung vom Op¬ 

tiker angepaßt, so sind für das Brillengestell höch¬ 

stens 120 DM und für jedes Brillenglas höchstens 50 

DM beihilfefähig. Aufwendungen für Brillengestelle 

können nur dann als notwendig anerkannt werden, 

wenn die Anschaffung des letzten Brillengestells 

mindestens 3 Jahre zurüdcliegt oder das vorhandene 

Brillengestell nicht mehr brauchbar ist. 

VI. Die Aufwendungen für Körperersatzstücke sind bei¬ 

hilfefähig, wenn sie vom Arzt schriftlich verordnet 

sind. Abschnitt III gilt entsprechend. 

VII. In besonderen Fällen kann die Festsetzungsstelle mit 

Zustimmung des Finanzministeriums Aufwendungen 

für in Abschnitt I bis V nicht erfaßten Hilfsmittel 

und Geräte für beihilfefähig erklären, wenn nachge¬ 

wiesen ist, daß diese unbedingt notwendig sind. 

§ 5 

Beihilfefähige Aufwendungen bei dauernder 

Anstaltsunterbringung 

(1) Die täglich wiederkehrenden Kosten einer dauern¬ 

den Unterbringung körperlich oder geistig Kranker in 

Kranken-, Heil- und Pflegeanstalten sind bis zum niedrig¬ 

sten Satz einer in Betracht kommenden öffentlichen oder 

freien gemeinnützigen Anstalt am Ort der Unterbringung 

oder in seiner Umgebung insoweit beihilfefähig, als sie 

monatlich folgende Beträge übersteigen: 

1. bei Beihilfeberechtigten mit einem 

Angehörigen 270 DM, 

bei Beihilfeberechtigten mit zwei oder 

drei Angehörigen 225 DM, 

bei Beihilfeberechtigten mit mehr als drei 

Angehörigen 180 DM, 

wobei diese Sätze für jede Person gelten, wenn mehr 

als eine Person dauernd untergebracht ist, 

2. bei Beihilfeberechtigten ohne Angehörige bei geistiger 

Krankheit 85 vom Hundert, bei körperlicher Krank¬ 

heit 70 vom Hundert der Dienst- oder Versorgungsbe¬ 

züge; 

3. bei gleichzeitiger Unterbringung des Beihilfeberechtig¬ 

ten und aller Angehörigen 70 vom Hundert der Dienst¬ 

oder Versorgungsbezüge. 

Angehörige im Sinne des Satzes 1 sind Personen, die nach 

§ 2 zu berücksichtigen oder nur deshalb nicht zu berück¬ 

sichtigen sind, weil sie selbst beihilfebrechtigt sind. Auf¬ 

wendungen für Leistungen bei dauernder Unterbringung, 

die neben den in Satz 1 genannten Kosten anfallen, sind in 

entsprechender Anwendung des § 4 Abs. 1 Nr. 2 Buchst, 

b), c) und e) beihilfefähig. 

(2) Eine dauernde Unterbringung ist anzunehmen, wenn 

sie nach ärztlichem Zeugnis für eine nicht absehbare Zeit 

notwendig ist. Die Vorlage eines amts- oder vertrauens¬ 

ärztlichen Zeugnisses kann verlangt werden. Die Beihilfe 

nach Absatz 1 wird gewährt, sobald der Arzt das Zeugnis 

erteilt, bei geistiger Krankheit jedoch frühestens nach drei¬ 

monatiger, bei körperlicher Krankheit frühestens nach 

sechsmonatiger, nicht wesentlich unterbrochener Unter- 
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bringung. Sie wird für die Zeit seit Beginn der nidit we¬ 

sentlich unterbrochenen Unterbringung gewährt, wenn für 

diese Zeit keine Beihilfe nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 gewährt 
werden kann. 

§ 6 

Beihilfefähige Aufwendungen bei Sanatoriumsaufenthalt 

(1) Die in Absatz 2 Nr. 1 bis 5 genannten Kosten an- 

läßlidi eines Sanatoriumsaufenthaltes sind nur dann bei¬ 
hilfefähig, wenn 

1. ein amts- oder vertrauensärztliches Gutaditen darüber 

vorgelegt wird, daß die Sanatoriumsbehandlung unbe¬ 

dingt notwendig ist und nicht durdt stationäre Be¬ 

handlung in einer anderen Krankenanstalt oder durdi 

eine Heilkur mit gleicher Erfolgsaussicht ersetzbar ist, 
und 

2. die Festsetzungsstelle die Beihilfefähigkeit vor Beginn 

der Behandlung anerkannt hat. 

Eine Anerkennung der Beihilfefähigkeit ist nidit zuläs¬ 

sig, wenn im laufenden oder den beiden vorangegangenen 

Kalenderjahren bereits eine als beihilfefähig anerkannte 

Sanatoriumsbehandlung oder Heilkur durchgeführt und 

beendet worden ist. Von der Einhaltung der Frist darf nur 

abgesehen werden nach einer schweren, einen Kranken¬ 

hausaufenthalt erfordernden Erkrankung sowie in Fällen 

in denen die sofortige Einlieferung des Kranken zur sta¬ 

tionären Behandlung in einem Sanatorium geboten ist; in 

diesen Fällen ist der Antrag auf Anerkennung der Bei¬ 

hilfefähigkeit unverzüglich nachzuholen. 

(2) Beihilfefähig sind neben Aufwendungen nach § 4 
Abs. 1 Nr. 1 und 6 bis 8 die Kosten für 

1. die Kurtaxe und den ärztlichen Schlußbericht; 

2. die Beförderung im Rahmen des § 4 Abs. 1 Nr. 10; 

3. die Unterkunft, Pflege und Verpflegung bis zur Höhe 

des niedrigsten Satzes des Sanatoriums; 

4. 70 vom Hundert des niedrigsten Satzes und die Kur¬ 

taxe sind für Begleitpersonen von Schwerbehinderten 

beihilfefähig, für die die Notwendigkeit einer ständi¬ 

gen Begleitperson berhördlidi festgestellt ist. Vorausset¬ 

zung ist eine Bestätigung des Sanatoriums, daß für eine 

erfolgsversprechende Sanatoriumsbehandlung eine Be¬ 
gleitung notwendig ist; 

5. eine Pflegekraft nach § 4 Abs. 1 Nr. 5. 

(3) Ein Sanatorium im Sinne dieser Vorschriften ist eine 
Krankenanstalt, 

1. die eine besondere Heilbehandlung durchführt und die 

hierzu erforderlichen Einrichtungen und Pflegepersonen 
besitzt; 

2. in der die Behandlung durch einen dafür vorgebildeten 

Arzt geregelt und überwacht wird und 

3. die gemäß § 47 der Durchführungsverordnung zum Ge¬ 

setz über die Vereinheitlichung des Gesundheitswesens 

vom 10. März 1935 (Reichsministerialblatt S. 387) der 

Aufsicht des zuständigen Gesundheitsamtes untersteht. 

§ 7 

Beihilfefähige Aufwendungen bei Heilkuren 

(1) Beamten und Richtern (§ 1 Abs. 1 Nr. 1) werden 

Beihilfen zu den in Absatz 3 Nr. 1 bis 3 genannten Kosten 

einer planmäßigen Heilkur unter ärztlicher Leitung in ei¬ 

nem anerkannten Kurort nur dann gewährt, wenn 

1. ein amts- oder vertrauensärztliches Gutachten darüber 

vorgelegt wird, daß die Heilkur als Heilmaßnahme zur 

Erhaltung der Dienstfähigkeit unbedingt notwendig ist 

und nicht durch eine andere Behandlungsweise am 

Wohnort oder in nächster Umgebung mit gleicher Er¬ 

folgsaussicht ersetzbar ist, 

2. bei Klimaheilkuren oder Kneippheilkuren die Heilkur 

in einem Ort durchgeführt wird, der in dem vom Bun¬ 

desminister des Innern zu den Beihilfevorschriften des 

Bundes herausgegebenen Heilbäderverzeichnis enthal¬ 
ten ist, und 

3. die Festsetzungsstelle die Beihilfefähigkeit vor Beginn 

der Kur anerkannt hat. 

(2) Die Anerkennung der Beihilfefähigkeit der Kosten 

einer Heilkur ist nicht zulässig, 

1. wenn der Beihilfeberechtigte in den dem Antragsmonat 

vorausgegangenen sechs Jahren nicht ununterbrochen im 

öffentlichen Dienst beschäftigt gewesen ist; 

2. wenn im laufenden oder den beiden vorangegangenen 

Kalenderjahren bereits eine als beihilfefähig anerkann¬ 

te Sanatoriumsbehandlung oder Heilkur durchgeführt 
und beendet worden ist; 

3. nach Stellung des Antrags auf Entlassung; 

4. wenn bekannt ist, daß das Dienstverhältnis vor Ablauf 

eines Jahres nach Durchführung der Heilkur enden 

wird, es sei denn, daß die Heilkur wegen der Folgen 

einer Dienstbeschädigung durchgeführt wird; 

5. solange der Beihilfsberechtigte vorläufig des Dienstes 
enthoben ist. 

Die Anerkennung der Beihilfefähigkeit kann mit Wir¬ 

kung für die Zukunft widerrufen werden, wenn vor Be¬ 

ginn der Heilkur, Tatsachen eintreten, die eine Anerken¬ 

nung der Beihilfefähigkeit ausschließen. Beihilfen für 

Nachkuren werden nicht gewährt. 
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Bei Anwendung des Satzes 1 Nr. 1 steht die Zeit der 

hauptberuflichen Tätigkeit bei Fraktionen des Deutschen 

Bundestags und der Landtage, im Dienst eines kommuna¬ 

len Verbands und im nichtöffentlichen Schuldienst der 

Dienstzeit im öffentlichen Dienst gleich. 

(3) Beihilfefähig sind neben Aufwendungen nach § 4 

Abs. 1 Nr. 1, 6 und 8 die Kosten für 

1. die Kurtaxe und den Schlußbericht des Kurarztes; 

2. die Beförderung im Rahmen des § 4 Abs. 1 Nr. 10; 

3. die Unterkunft und Verpflegung für höchstens 30 Ka¬ 

lendertage einschließlich der Reisetage bis zum Höchst¬ 

betrag von 25 DM täglich; bei schwerbehinderten Bei- 

hilfebrechtigten, für die die Notwendigkeit einer stän¬ 

digen Begleitperson behördlich festgestellt ist, auch die 

Kosten für Unterkunft und Verpflegung bis zum 

Höchstbetrag von 18 DM täglich und die Kurtaxe für 

die Begleitperson. 

§ 8 

Beihilfefähige Aufwendungen bei bestimmten 

zahnärztlichen Sonderleistungen 

(1) Aufwendungen für zahnärztliche Leistungen nach 

den Nummern 6,7, 14 bis 24, 89 bis 104 der Anlage zur 

Gebührenordnung für Zahnärzte vom 18. März 1965 

(BGBl. I S. 123) einschließlich der in § 5 Abs. 2 der Ge¬ 

bührenordnung aufgeführten Kosten und für kieferortho¬ 

pädische Leistungen unter der weiteren Voraussetzung des 

Absatzes 2 sind beihilfefähig, wenn bei Beginn der Be¬ 
handlung 

1. der Beihilfeberechtigte mindestens ein Jahr ohne von 

ihm zu vertretende längere Unterbrechung oder insge¬ 

samt mindestens zehn Jahre im öffentlichen Dienst be¬ 
schäftigt ist und 

2. nicht feststeht, daß er in den nächsten drei Monaten 

aus dem öffentlichen Dienst ausscheidet und keine Bei¬ 

hilfeberechtigung als Versorgungsempfänger erlangt. 

§ 7 Abs. 2 Satz 4 gilt entsprechend. Die Beschränkungen 

des Satzes 1 gelten nicht für Versorgungsberechtigte, die 

als solche oder auf Grund einer Beschäftigung im öffent¬ 

lichen Dienst beihilfeberechtigt sind, sowie für Beihilfebe¬ 

rechtigte, die ohne ihre Tätigkeit im öffentlichen Dienst 

berüchsichtigungsfähige Angehörige eines Beihilfeberech¬ 

tigten, der die Voraussetzungen des Satzes 1 erfüllt, wä¬ 
ren. 

(2) Die Aufwendungen für kieferorthopädische Behand¬ 

lung oder für die Beseitigung von Kiefermißbildungen 

einschließlich der Hilfsmittel und vorbereitender Maßnah¬ 

men sind unter der Voraussetzung beihilfefähig, daß dem 

Beihilfeantrag ein Heil- und Kostenplan des Zahnarztes 

beigefügt wird, in dem die Notwendigkeit der Behandlung 

begründet ist. 

§ 9 

Beihilfefähige Aufwendungen in Geburtsfällen 

(1) Die beihilfefähigen Aufwendungen umfassen die 
Kosten für 

1. die ärztliche Hilfe und Schwangerschaftsüberwachung; 

2. die Hebamme; 

3. Leistungen bei Unterbringung in Entbindungsanstalten, 

eine Familien- und Hauspflegekraft, die Heilmittel, 

Verbandmittel und dergleichen, eine Heilbehandlung 

und die Beförderungskosten; § 4 Abs. 1 Nr. 2, 5, 6, 8 

und 10 gilt entsprechend; 

4. eine Hauspflegerin bei Geburten in der Wohnung (auch 

bei Fehl- und Totgeburten), wenn die Wöchnerin nicht 

bereits von einer Pflegekraft nach § 4 Abs. 1 Nr. 4 ge¬ 

pflegt wird, für einen Zeitraum bis zu 14 Tagen, be¬ 

ginnend mit dem Tage der Geburt; § 4 Abs. 1 Nr. 4 

Satz 3 und 4 ist anzuwenden; 

5. die Unterkunft und Pflege eines Frühgeborenen in einer 

dafür geeigneten Einrichtung. 

(2) Nach der Entbindung wird ein Pauschbetrag von 

100 DM gewährt, wenn die zur ausreichenden und zweck¬ 

mäßigen ärztlichen Betreuung während der Schwanger¬ 

schaft und nach der Entbindung gehörenden Untersuchun¬ 

gen durchgeführt wurden. Steht wegen der Entbindung 

ein Pauschbetrag nach §§ 198, 205a Abs. 1 der Reichsver¬ 

sicherungsordnung oder nach anderen Vorschriften zu, 

wird kein Pauschbetrag nach dieser Vorschrift gewährt. 

(3) (nicht in Kraft gesetzt). 

§ 9a 

Beihilfefähige Aufwendungen bei Maßnahmen zur 

Früherkennung von Krankheiten 

Die beihilfefähigen Aufwendungen umfassen bei 

1. Kindern bis zur Vollendung des vierten Lebensjahres 

die Kosten für Untersuchungen zur Früherkennung von 

Krankheiten, die eine normale körperliche oder geistige 

Entwicklung des Kindes in besonderem Maß gefährden, 

2. Frauen vom Beginn des zwanzigsten Lebensjahres an 

einmal jährlich die Kosten für eine Untersuchung zur 

Früherkennung von Krebserkrankungen, 
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3. Männern vom Beginn des fünfundvierzigsten Lebens¬ 

jahres an einmal jährlich die Kosten für eine Untersu¬ 

chung zur Früherkennung von Krebserkrankungen 

nach Maßgabe der zu § 181 der Reidisversidierungsord- 

nung bestehenden Richtlinien. 

§ 10 

Beihilfefähige Aufwendungen in Todesfällen 

(1) Die beihilfefähigen Aufwendungen in Todesfällen 

umfassen nur die Kosten für die Leichenschau, den Sarg 

bis zur Höhe der Kosten eines einfachen Eichensarges, die 

Einsargung, die Aufbahrung, die Überführung der Leiche 

vom Sterbeort zur Beisetzungsstelle bis zur Höhe der Ko¬ 

sten einer Überführung an den Familienwohnsitz oder die 

Überführung zum nächstgelegenen Krematorium, die Ein¬ 

äscherung, die Urne, die Überführung der Urne zur Bei¬ 

setzungsstelle bis zur Höhe der Kosten einer Überführung 

an den Familienwohnsitz, den Erwerb einer Grabstelle 

oder eines Beisetzungsplatzes für die Urne bis zur Höhe 

von 600 DM, die Beisetzung und die Anlegung einer 

Grabstelle einschließlich der Grundlage für ein Grabdenk¬ 

mal. 

(2) Stehen für den Todesfall Sterbe- oder Bestattungs¬ 

gelder nach anderen Rechtsvorschriften, aus einem Be¬ 

schäftigungsverhältnis oder aus einer nicht ausschließlich 

durch eigene Beiträge finanzierten Krankenversicherung 

zu, so wird die zu den in Absatz 1 bezeichneten Aufwen¬ 

dungen zustehende Beihilfe nur insoweit gewährt, als die 

entstandenen, nach Absatz 1 dem Grunde nach beihilfe¬ 

fähigen Aufwendungen nicht gedeckt sind. Die Sterbe- 

und Bestattungsgelder werden dabei nur mit der Hälfte 

ihres Betrags angesetzt. Ansprüche auf Schadenersatz oder 

auf Kostenerstattung werden gemäß § 3 mit dem vollen 

Betrag angesetzt; soweit wegen Gewährung von Leistun¬ 

gen nach Satz 1 Schadenersatzansprüche auf den Dienst¬ 

herrn übergehen, bleiben diese unberücksichtigt. 

(3) Anstelle einer Beihilfe zu nachgewiesenen Aufwen¬ 

dungen (Absätze 1 und 2) wird eine pauschale Beihilfe bis 

zur Höhe von 1 200 DM, in Todesfällen von Kindern bis 

zur Höhe von 800 DM gewährt, wenn der Beihilfeberech¬ 

tigte versichert, daß ihm Aufwendungen nach Absatz 1 in 

dieser Höhe entstanden sind. Die pauschale Beihilfe wird 

nur bis zur Hälfte des jeweils nach Satz 1 maßgebenden 

Betrags gewährt, wenn Ansprüche im Sinne des Absatzes 2 

Sätze 1 und 3 von insgesamt 1 500 DM oder mehr zuste¬ 

hen. Eine pauschale Beihilfe wird nicht gewährt, wenn sol¬ 

che Ansprüche von insgesamt 3 000 DM oder mehr zuste¬ 

hen, oder wenn der Antragsteller zum Personenkreis nach 

§ 1 Abs. 2 Satz 2 gehört. Neben der pauschalen Beihilfe 

steht Beihilfe zu Kosten der Überführung nach Absatz 1 

zu. 

(4) Im Fall des Todes des den Haushalt des Beihilfebe¬ 

rechtigten allein führenden berüdtsichtigungsfähigen Fa¬ 

milienangehörigen oder des den Haushalt allein führenden 

Beihilfeberechtigten findet, wenn eine andere im Haushalt 

lebende Person den Haushalt nicht weiterführen kann, 

§ 4 Abs. 1 Nr. 5 entsprechende Anwendung. Die Beihilfe 

wird längstens für eine Dauer von sechs Monaten gewährt; 

in Ausnahmefällen kann diese Frist mit Zustimmung der 

obersten Dienstbehörde auf ein Jahr verlängert werden. 

§ 11 

Im Ausland entstandene Aufwendungen 

(1) In Krankheits-, Geburts- und Todesfällen sind Auf¬ 

wendungen im Ausland nur insoweit und bis zu der Höhe 

beihilfefähig, wie sie im Inland entstanden und beihilfe¬ 

fähig gewesen wären, soweit nachstehend nichts Abwei¬ 

chendes bestimmt ist. Zu den Aufwendungen für eine Sa¬ 

natoriumsbehandlung darf außer bei Tuberkulosebehand¬ 

lung in Österreich oder in der Schweiz eine Beihilfe nach 

§ 6 Abs. 2 Nr. 1 bis 5 nicht gewährt werden; entsprechen¬ 

des gilt für die in § 7 Abs. 3 Nr. 1 bis 3 genannten Kosten 

einer Heilkur im Ausland. 

(2) Die Kosten der Überführung einer Leiche oder der 

Urne zu einer Beisetzungsstelle im Inland sind bis zum 

Betrag von höchstens 1 300 DM beihilfefähig. 

(3) Die bei einem dienstlichen Aufenthalt im Ausland 

entstandenen Aufwendungen sind ohne die Einschränkun¬ 

gen der Absätze 1 und 2 beihilfefähig, es sei denn, eine 

Krankenbehandlung hätte bis zur Rückkehr ins Inland 

aufgeschoben werden können. 

(4) Wird durch amtsärztliches oder vertrauensärztliches 

Gutachten nachgewiesen, daß eine Behandlung oder Kur 

im Ausland unbedingt notwendig ist, weil eine erfolgver¬ 

sprechende Behandlung oder Kur im Inland nicht möglich 

ist, so kann ausnahmsweise die Beihilfefähigkeit ohne die 

Einschränkungen des Absatzes 1 anerkannt werden. Zur 

Anerkennung der Beihilfefähigkeit ist die Zustimmung der 

obersten Dienstbehörde, im Bereich der Landesverwaltung 

auch die des Finanzministeriums, erforderlich. 

(5) Die Festsetzungsstelle kann die Gewährung der Bei¬ 

hilfe von der Vorlage beglaubigter Übersetzungen der Be¬ 

lege und erläuternder Nachweise abhängig machen. 

§ 12 

Bemessung der Beihilfen 

(1) Die Beihilfe beträgt 50 vom Hundert der beihilfefä¬ 

higen Aufwendungen. Dieser Satz erhöht sich bei Beihilfe- 

berechtigten, die verheiratet oder verwitwet sind, auf 55 
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vom Hundert und für jedes Kind, das nach § 2 Abs. 2 zu 

berücksichtigen oder nur deshalb nicht zu berücksichtigen 

ist, weil es selbst beihilfeberedhtigt ist, um 5 vom Hundert, 

höchstens jedoch auf 70 vom Hundert. Würde ein soldies 

Kind bei mehreren Beihilfeberechtigten zu berücksichtigen 

sein, so erhöht sich der Bemessungssatz nur bei dem oder 

den Beihilfeberechtigten, zu dessen oder deren Haushalt 

das Kind gehört; dies gilt nicht, soweit es sich ausschließlich 

um Ehegatten handelt. Maßgebend für die Berechnung 

des Bemessungssatzes sind die Verhältnisse im Zeitpunkt 

der Antragstellung. Wenn es für den Beihilfeberechtigten 

günstiger ist, ist die Beihilfe getrennt für die einzelnen 

Aufwendungen nach den im Zeitpunkt der Entstehung der 

Kosten gegebenen Verhältnissen zu berechnen. Bei Ge¬ 

währung von Beihilfen im Fall des Todes eines Beihilfe¬ 

berechtigten (§ 1 Abs. 2) bemißt sich die Beihilfe nach dem 

Hundertsatz, der dem Verstorbenen am Tage vor seinem 

Ableben zugestanden hat. 

(2) Für Empfänger von Waisengeld, die als solche bei¬ 

hilf eberechtigt sind, beträgt der Bemessungsatz abweichend 

von Absatz 1 Satz 1 bis 3 55 vom Hundert. Dieser Satz 

erhöht sich für jeden weiteren Empfänger von Waisengeld, 

dessen Versorgungsanspruch auf demselben Versorgungs¬ 

fall beruht, um je 5 vom Hundert, höchstens jedoch auf 

70 vom Hundert. 

(3) Für Empfänger von Versorgungsbezügen, die als sol¬ 

che beihilfeberechtigt sind, erhöht sich der nach Absatz 1 

oder 2 zustehende Bemessungssatz für die nach Eintritt des 

Versorgungsfalls entstandenen Aufwendungen um 10 vom 

Hundert. Dies gilt nicht bei Personen, für die ein An¬ 

spruch auf beitragsfreie Krankenfürsorge besteht. Satz 1 

gilt ferner nicht bei Personen, für deren Krankenversiche¬ 

rungsbeiträge ein Zuschuß oder eine vergleichbare Leistung 

gewährt wird, es sei denn, daß der Zuschuß geringer ist 

als monatlich 100 DM und zugleich weniger als die Hälfte 

des zu entrichtenden Versicherungsbeitrags beträgt. 

(4) Übersteigt der Gesamtbetrag der Einkünfte des nicht 

selbst beihilfeberechtigten Ehegatten im Kalenderjahr vor 

der Stellung des Beihilfeantrags — wahlweise im Kalen¬ 

derjahr der Rechnungsstellung — 48 000 DM, so beträgt 

der Bemessungssatz abweichend von Absatz 1 für die nach 

§ 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchst, b) beihilfefähigen Aufwendungen 

10 vom Hundert. 

(5) Ist ein Krankenversicherter trotz ausreichender Ver¬ 

sicherung aus in seiner Person liegenden Gründen für be¬ 

stimmte Krankheiten von einzelnen Leistungen ausge¬ 

schlossen oder sind die Leistungen eingestellt worden 

(Aussteuerung), so erhöht sich hierfür der nach Absatz 1 

bis 3 zustehende Bemessungssatz um 20 vom Hundert; 

das gilt nicht für Aufwendungen nach §§ 6, 7 und 8. Die 

Beschränkung des Absatzes 4 findet keine Anwendung. 

Die Beihilfe darf bei Anwendung des Satzes 1 nicht mehr 

als 90 vom Hundert der beihilfefähigen Aufwendungen 

betragen. 

(6) Für diejenigen Aufwendungen, auf die § 3 Abs. 3a 

Anwendung gefunden hat, erhöht sich der nach Absatz 1 

oder 2 zustehende Bemessungssatz um 45 vom Hundert, 

jedoch auf nicht mehr als 100 vom Hundert. Dies gilt nur, 

wenn das Mitglied den vollen Krankenkassenbeitrag selbst 

aufbringt, ohne daß hierzu Zuschüsse, Arbeitgeberanteile 

oder dergleichen von anderer Seite gewährt werden. 

(7) Der zustehende Bemessungssatz kann mit Zustim¬ 

mung der obersten Dienstbehörde 

1. erhöht werden für Aufwendungen, die infolge einer 

Dienstbeschädigung enstanden sind; 

2. erhöht werden in besonderen Ausnahmefällen, die nur 

bei Anlegung eines strengen Maßstabes anzunehmen 

sind, 

im Bereich der Landesverwaltung bedarf die Entschei¬ 

dung des Einvernehmens mit dem Finanzministerium; 

3. vermindert werden, wenn in besonderen Fällen die Er¬ 

stattungen von anderer Seite zuzüglich der Beihilfen zu 

offensichtlich weit über die entstandenen Aufwendun¬ 

gen hinausgehenden unangemessenen Gesamtleistungen 

führen würden. 

§ 13 

Verfahren 

(1) Die Beihilfen werden auf Antrag gewährt. Eine Bei¬ 

hilfe wird nur gewährt, wenn die mit dem Antrag geltend 

gemachten beihilfefähigen Aufwendungen insgesamt mehr 

als 30 DM betragen. Wird innerhalb von 10 Monaten nach 

Eingang eines Beihilfeantrags, auf Grund dessen eine Bei¬ 

hilfe gewährt wurde, erneut Beihilfe beantragt, so wird 

eine Beihilfe nicht gewährt, wenn die mit dem neuen An¬ 

trag geltend gemachten Aufwendungen insgesamt nicht 

mindestens 400 DM — bei nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 

Beihilfeberechtigten mit Dienstbezügen aus einem Amt der 

Besoldungsgruppe All oder höher oder Versorgungsbezü¬ 

gen aus Besoldungsgruppe A 11 oder höher mindestens 

600 DM — betragen. Satz 3 gilt nicht, wenn seit Eingang 

des letzten Antrags der Beihilfeberechtigte aus dem bei¬ 

hilfeberechtigten Personenkreis ausgeschieden oder in den 

Ruhestand getreten ist, den Dienstherrn gewechselt hat 

oder die Zuständigkeit der bisherigen Festsetzungsstelle 

nicht mehr gegeben ist. Die Anträge sind vertraulich zu 

behandeln. 

(2) Soweit nichts anderes bestimmt ist und die obersten 

Dienstbehörden die Zuständigkeit für ihren Bereich nicht 

abweichend regeln, entscheiden als Festsetzungsstellen 



1. im Bereich der Landesverwaltung 

a) die obersten Dienstbehörden über die Anträge ihrer 

Bediensteten und der Leiter der ihnen unmittelbar 

nadigeordneten Behörden; 

b) die den obersten Dienstbehörden unmittelbar nadi¬ 

geordneten Behörden über die Anträge der Bedien¬ 

steten ihres Gesdiäftsbereichs, soweit nicht die ober¬ 

sten Dienstbehörden entscheiden; 

c) die Versorgungsregelungsbehörden über die Anträge 

der Versorgungsempfänger; 

2. im übrigen die oberste Dienstbehörde, bei Versorgungs¬ 

empfängern die oberste Dienstbehörde des letzten 

Dienstherrn. 

(3) Für den Beihilfeantrag, die Mitteilung über die Ge¬ 

währung der Beihilfe und die Anerkennungsbescheide nach 

§§ 6 und 7 sind im Bereich der Landesverwaltung die vom 

Finanzministerium herausgegebenen Formblätter zu ver¬ 

wenden. Das Finanzministerium kann Ausnahmen hiervon 

zulassen. 

(4) Eine Beihilfe wird nur gewährt, wenn der Beihilfe- 

berechtigte sie vor Ablauf der beiden Kalenderjahre, die 

auf das Kalenderjahr des Entstehens der Aufwendungen 

(§ 3 Abs. 6 Satz 2) oder der ersten Ausstellung der Rech¬ 

nung folgen, beantragt hat. Für den Beginn der Frist ist 

bei pauschalen Beihilfen nach § 9 Abs. 2 und 3 der Tag 

der Geburt oder der Annahme, nach § 10 Abs. 3 der Tag 

des Ablebens maßgebend. Bei Versäumnis der Frist er¬ 

lischt der Anspruch; Absatz 5 bleibt unberührt. 

(5) War jemand ohne Verschulden verhindert, die Frist 

des Absatzes 4 einzuhalten, so ist ihm auf Antrag Wieder¬ 

einsetzung in den vorigen Stand zu gewähren. Entspre¬ 

chendes gilt, wenn eine vor Beginn der Sanatoriumsbe¬ 

handlung erforderliche Anerkennung der Beihilfefähigkeit 

nicht eingeholt worden ist. Der Antrag auf Wiedereinset¬ 

zung ist innerhalb eines Monats nach Wegfall des Hinder¬ 

nisses zu stellen; im übrigen gilt § 32 des Landesverwal¬ 

tungsverfahrensgesetzes. 

(6) Bei der Festsetzung der Beihilfe können die beihilfe¬ 

fähigen Aufwendungen einzeln oder zusammengefaßt bei 

einem Betrag bis zu 0,49 DM auf volle Deutsche Mark ab¬ 

gerundet, bei einem Betrag von 0,50 DM ab auf volle 

Deutsche Mark aufgerundet werden. 

(7) Bei Beihilfen, die nur auf Vorlage von Originalbele¬ 

gen gewährt werden können (§ 1 Abs. 2 und § 2 Abs. 2), 

sind die Belege vor Rückgabe an den Beihilfeberechtigten 

durch Stempelaufdruck „Für Beihilfezwecke verwendet“ 

kenntlich zu machen. In den übrigen Fällen können die 

Belege auch auf andere Weise (Perforation) kenntlich ge¬ 

macht werden. 

(8) Auf eine zu erwartende Beihilfe können angemes¬ 

sene Abschlagszahlungen geleistet werden. 

(9) Der Beihilfeberechtigte hat die ihm von der Fest¬ 

setzungsstelle zurückgegebenen Einzelbelege mit einem 

Rechnungsbetrag von über 2000 DM noch drei Jahre nach 

dem Empfang der Beihilfe aufzubewahren und auf An¬ 

forderung vorzulegen, soweit sie nicht bei einer Versiche¬ 

rung verbleiben. 

§ 14*) 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. September 1970 in 

Kraft. Sie ist auch auf vorher entstandene Aufwendungen 

anzuwenden, die nach dem Tag des Inkrafttretens erstma¬ 

lig geltend gemacht werden. Wenn es für den Beihilfebe¬ 

rechtigten günstiger ist, gilt für diese Aufwendungen das 

bisherige Recht. 

(2) Die Beihilfevorschriften vom 13. Juli 1959 (Ges. Bl. 

S. 67) in der Fassung der Verordnungen vom 3. März 1964 

(Ges. Bl. S. 103), vom 14. Dezember 1965 (Ges. Bl. S. 

322), vom 11. Mai 1967 (Ges. Bl. S. 78) und vom 10. 

April 1968 (Ges. Bl. S. 156) treten gleichzeitig außer 

Kraft. 

(3) Ist der Bemessungsatz nach Nummer 12 Abs. 3 

Ziff. 2 der BeihV vom 13. Juli 1959 erhöht worden, so 

bleibt dieser erhöhte Bemessungssatz auch in Zukunft 

maßgebend. 

*) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten der Verord¬ 

nung in der ursprünglichen Fassung vom 24. August 

1970. 

Nr. 87 Ord. 5. 5. 82 

Gebühren für Glockeninspektion 

In Abänderung von Abschnitt C unserer Bekanntma¬ 

chung vom 31. 8. 1977 Nr. 122 (Amtsblatt 1977 S. 320) 

werden für die Tätigkeit der Erzb. Glockeninspektoren 

ab 1. 6. 1982 folgende Gebührensätze festgesetzt: 

1. Neue Glocken (mit oder ohne Läuteanlage) 

für Disposition, Prüfung der Lieferungs- 
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bedingungen, Werk- und Turmabnahme, 

Intonation usw. 

je Glocke bis einschließlich h’ 

je Glodte ab c“ 

2. Neue Läuteanlage (soweit nicht 

gleichzeitig mit neuen Glocken) 

je Glodte 

3. Sonstige Beratung 

Priesterexerzitien 

Bad Imnau 

Dienstag, den 22. 11. 82, 18.00 Uhr bis 

Freitag, den 26. 11. 82, 9.00 Uhr (mit dem Frühstüdc) 

Exerzitienmeister: 

Dr. Peter Wolf, Freiburg Diözesandirektor des PWB 

Thema: 

„Einkehr in die Mitte der Berufung“ 

Bitte Albe und Stola mitbringen 

Anmeldung direkt an: 

Exerzitienhaus Sonatorium Stahlbad 

7451 Haigerloch — Bad Imnau, Tel: 07474/6041. 

Priester-Fasten 

bei den Samaritern in Volkertshausen (Singen) 

Termine: 

18. 10. — 30. 10. 82 

22.11.— 4.12.82 

Anmeldung an: 

Samariter-Werk 

Samariterweg 7 

7701 Volkertshausen 

Telefon 07774/432 

Personalveränderung im Erzb. Ordinariat 

Der Herr Erzbischof hat mit 

Wirkung vorn 12. März 1982 

Herrn Ordinariatsrat Dr. Bernd Joachim Uhl zum Leiter 

der Abteilung II (Caritas) bestellt. 

Erteilung der Priesterweihe 

Der Herr Erzbischof Dr. Oskar Saier hat am Fest Chri¬ 

sti Himmelfahrt, den 20. Mai 1982, in der Jesuitenkirche 

(Obere Pfarrei) in Mannheim folgenden Diakonen die 

Priesterweihe erteilt: 

Faller Herbert von Achern-Önsbach 

Hauck Manfred von Külsheim-Hundheim 

Herkel Wolfgang von Obrigheim 

Kempf Bernhard von Neuthard 

Miltner Helmut von Hirschberg-Leutershausen 

Stoll Gerd-Werner von Schwetzingen 

Wolf Kurt von Assamstadt 

Ebenso erteilte der Herr Erzbischof Dr. Oskar Saier im 

Münster Unserer Lieben Frau zu Freiburg am Sonntag, 

den 23. Mai 1982, folgenden Diakonen die Priesterweihe: 

Bohnert Claus von Sinzheim 

Bueb Konrad von Furtwangen-Neukirch 

Falk Peter von Kappelrodeck-Waldulm 

Labisch Benedikt von Freiburg i. Br. 

Lehmann Albert von Waldshut 

Loks Erich von St. Märgen 

Panizzi Bernd von Offenburg 

Schleicher Ulrich von Sigmaringen 

Schmerbeck Franz von Karlsruhe 

Schweizer Harald von Endingen a.K. 

Walter Thomas von Radolfzell 

Rombach Edwin von Freiburg i. Br. 

Ausschreibung von Pfarreien 
(siehe Amtsblatt 1975, S. 399, Nr. 134) 

Baden-Baden Liebfrauen, Dekanat Baden-Baden 

Buchenbach St. Blasius, Dekanat Neustadt 

Haigerloch Hl. Dreifaltigkeit, Dekanat Zollern 

Meldefrist: 21. Juni 1982 

Versetzung 

18. Mai: Pfleger Gerhard, Pfarrer, Hausgeistlicher im 

Familienerholungsheim „Haus Gertrud“ in Fal¬ 

kau, Dekanat Neustadt. 

100,— DM 

80,— DM 

50,— DM 

70,— DM. 
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Postvertriebsstück 
Gebühr bezahlt 

Amtsblatt Nr. U ■ 8. Juni 1982 

der Erzdiözese Freiburg M 13 02 BX 

Herausgeber: Erzbischöfliches Ordinariat, 7800 Frei¬ 
burg im Breisgau, Herrenstraße 35, Fernruf 07 61/ 
21 88-1. Verlag: Druckerei Heinz Rebholz, 7800 Frei¬ 
burg im Breisgau, Tennenbacher Straße 9, Tele¬ 
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Besetzung einer Pfarrei 

Der Herr Erzbischof hat 

mit Urkunde vom 5. Mai 1982 

die Pfarrei Karlsruhe-Knielingen Hl. Kreuz, Stadtdekanat 

Karlsruhe, Herrn Pfarrverweser Herbert Weber daselbst 

verliehen. 

Verzichte 

Der Herr Erzbischof hat den Verzicht 

des Herrn Pfarrers Ferdinand Nörber auf die Pfarrei 

Bischweier St. Anna mit Wirkung vom 1. Juni 1982, 

des Herrn Pfarrers, Geistlichen Rat Monsignore Marquard 

Guide auf die Pfarrei Haigerloch Hl. Dreifaltigkeit mit 

Wirkung vom 1. August 1982, 

des Herrn Pfarrers Robert Hamminger auf die Pfarrei 

Mühlheim-Rettigheim St. Nikolaus mit Wirkung vom 15. 

August 1982, 

des Herrn Pfarrers Robert Kromer auf die Pfarrei Dau¬ 

chingen St. Cacilia mit Wirkung vom 1. September 1982, 

des Herrn Pfarrers Ferdinand Haselmeier auf die Pfarrei 

Sauldorf-Krumbach St. Johann mit Wirkung vom 1. Sep¬ 

tember 1982, 

des Herrn Pfarrers Peter Widmaier auf die Pfarrei Offen- 

burg-Rammersweier Herz-Jesu mit Wirkung vom 1. Sep¬ 

tember 1982, 

des Herrn Pfarrers, Geistlichen Rat Clemens Weis auf die 

Pfarrei Baden-Baden Liebfrauen mit Wirkung vom 1. Sep¬ 

tember 1982 

angenommen und ihrer Bitte um Zurruhesetzung entspro¬ 

chen. 

Im Herrn sind Verschieden 

15. Mai: Herp Heinrich, Pfarrer von Offenburg-Zuns¬ 

weier St. Sixtus, t in Zunsweier 

21. Mai: Bleichroth Paul, res. Pfarrer von Rippberg, f 

in Oppenau 

Kaiser Oskar, res. Pfarrer von Lienheim, f in 

Laufenburg-Rhina 
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